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SSSSYNOPSEYNOPSEYNOPSEYNOPSE     
zum Regierungsentwurf vom 12.4.2017 eines Gesetzes zur Stärkung 

von Kindern und Jugendlichen (Kinder- und Jugendstärkungsgesetz – KJSG) 

HilfeHilfeHilfeHilfe----/Leistungsplanung, Sozialraum/Leistungsplanung, Sozialraum/Leistungsplanung, Sozialraum/Leistungsplanung, Sozialraum    

Bisherige Fassung Entwurfsfassung 

Sozialgesetzbuch (SGB) – Achtes Buch (VIII) – Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) 

§ 36 Mitwirkung, Hilfeplan 

(1) Der Personensorgeberechtigte und das 
Kind oder der Jugendliche sind vor der Ent-
scheidung über die Inanspruchnahme einer 
Hilfe und vor einer notwendigen Änderung 
von Art und Umfang der Hilfe zu beraten und 
auf die möglichen Folgen für die Entwicklung 
des Kindes oder des Jugendlichen hinzuwei-
sen. Vor und während einer langfristig zu leis-
tenden Hilfe außerhalb der eigenen Familie 
ist zu prüfen, ob die Annahme als Kind in Be-
tracht kommt. Ist Hilfe außerhalb der eigenen 
Familie erforderlich, so sind die in Satz 1 ge-
nannten Personen bei der Auswahl der Ein-
richtung oder der Pflegestelle zu beteiligen. 
Der Wahl und den Wünschen ist zu entspre-
chen, sofern sie nicht mit unverhältnismäßi-
gen Mehrkosten verbunden sind. Wünschen 
die in Satz 1 genannten Personen die Erbrin-
gung einer in § 78a genannten Leistung in 
einer Einrichtung, mit deren Träger keine Ver-
einbarungen nach § 78b bestehen, so soll 
der Wahl nur entsprochen werden, wenn die 
Erbringung der Leistung in dieser Einrichtung 
nach Maßgabe des Hilfeplans nach Absatz 2 
geboten ist. 

(2) Die Entscheidung über die im Einzelfall 
angezeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe voraus-
sichtlich für längere Zeit zu leisten ist, im Zu-
sammenwirken mehrerer Fachkräfte getrof-
fen werden. Als Grundlage für die Ausgestal-
tung der Hilfe sollen sie zusammen mit dem 
Personensorgeberechtigten und dem Kind 
oder dem Jugendlichen einen Hilfeplan auf-
stellen, der Feststellungen über den Bedarf, 
die zu gewährende Art der Hilfe sowie die 
notwendigen Leistungen enthält; sie sollen 
regelmäßig prüfen, ob die gewählte Hilfeart 
weiterhin geeignet und notwendig ist. Wer-
den bei der Durchführung der Hilfe andere 

§ 36 Mitwirkung, Hilfeplan 

(1) Der Personensorgeberechtigte und das 
Kind oder der Jugendliche sind vor der Ent-
scheidung über die Inanspruchnahme einer 
Hilfe und vor einer notwendigen Änderung 
von Art und Umfang der Hilfe zu beraten und 
auf die möglichen Folgen für die Entwicklung 
des Kindes oder des Jugendlichen hinzuwei-
sen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(2) Die Entscheidung über die im Einzelfall 
angezeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe voraus-
sichtlich für längere Zeit zu leisten ist, im Zu-
sammenwirken mehrerer Fachkräfte getrof-
fen werden. Als Grundlage für die Ausgestal-
tung der Hilfe sollen sie zusammen mit dem 
Personensorgeberechtigten und dem Kind 
oder dem Jugendlichen einen Hilfeplan auf-
stellen, der Feststellungen über den Bedarf, 
die zu gewährende Art der Hilfe sowie die 
notwendigen Leistungen enthält; sie sollen 
regelmäßig prüfen, ob die gewählte Hilfeart 
weiterhin geeignet und notwendig ist. Wer-
den bei der Durchführung der Hilfe andere 
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Bisherige Fassung Entwurfsfassung 

Personen, Dienste oder Einrichtungen tätig, so 
sind sie oder deren Mitarbeiter an der Aufstel-
lung des Hilfeplans und seiner Überprüfung zu 
beteiligen. Erscheinen Maßnahmen der be-
ruflichen Eingliederung erforderlich, so sollen 
auch die für die Eingliederung zuständigen 
Stellen beteiligt werden. 

(3) Erscheinen Hilfen nach § 35a erforderlich, 
so soll bei der Aufstellung und Änderung des 
Hilfeplans sowie bei der Durchführung der 
Hilfe die Person, die eine Stellungnahme 
nach § 35a Absatz 1a abgegeben hat, betei-
ligt werden. 

 (4) Vor einer Entscheidung über die Gewäh-
rung einer Hilfe, die ganz oder teilweise im 
Ausland erbracht wird, soll zur Feststellung 
einer seelischen Störung mit Krankheitswert 
die Stellungnahme einer in § 35a Absatz 1a 
Satz 1 genannten Person eingeholt werden. 

Personen, Dienste oder Einrichtungen tätig, so 
sind sie oder deren Mitarbeiter an der Aufstel-
lung des Hilfeplans und seiner Überprüfung zu 
beteiligen. Erscheinen Maßnahmen der be-
ruflichen Eingliederung erforderlich, so sollen 
auch die für die Eingliederung zuständigen 
Stellen beteiligt werden. 

(3) Erscheinen Hilfen nach § 35a erforderlich, 
so soll bei der Aufstellung und Änderung des 
Hilfeplans sowie bei der Durchführung der 
Hilfe die Person, die eine Stellungnahme 
nach § 35a Absatz 1a abgegeben hat, betei-
ligt werden. 

 

 

Zur besseren Erfassung inhaltlicher Neuerungen weicht die folgende Darstellung von der sons-

tigen Synopsendarstellung ab. 

• Sie finden in der rechten Spalte die neuen Fassungen der § 36a bis § 37b SGB VIII-E in 

chronologischer Reihenfolge. 

• In der linken Spalte sind Gesetzesteile aus den bisherigen § 36, § 37 und § 38 SGB VIII nach 
inhaltlichen Übereinstimmungen zugeordnet.  

Bisherige Fassung Entwurfsfassung 

 
 

 

 

 

 

 

 

Durch Beratung und Unterstützung sollen die 
Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfami-
lie innerhalb eines im Hinblick auf die Entwick-
lung des Kindes oder Jugendlichen vertretba-
ren Zeitraums so weit verbessert werden, dass 
sie das Kind oder den Jugendlichen wieder 
selbst erziehen kann.  
 
Ist eine nachhaltige Verbesserung der Erzie-
hungsbedingungen in der Herkunftsfamilie 
innerhalb dieses Zeitraums nicht erreichbar, 

§ 36a Ergänzende Bestimmungen zur Hilfe-
planung bei stationären Leistungen  

(1) Gegenstand der Hilfeplanung bei statio-
nären Leistungen ist in Ergänzung der Pla-
nungsgegenstände nach § 36 die Perspektiv-
klärung, ob die Leistung 

1. zeitlich befristet sein soll oder  
2. eine auf Dauer angelegte Lebensform 

bieten soll.  

(2) Maßgeblich bei der Perspektivklärung 
nach Absatz 1 ist, ob durch Leistungen nach 
diesem Abschnitt die Entwicklungs-, Teilhabe- 
oder Erziehungsbedingungen in der Herkunfts-
familie innerhalb eines im Hinblick auf die Ent-
wicklung des Kindes oder Jugendlichen ver-
tretbaren Zeitraums so weit verbessert werden, 
dass die Herkunftsfamilie das Kind oder den 
Jugendlichen wieder selbst erziehen, betreuen 
und fördern kann. Ist eine nachhaltige Verbes-
serung der Entwicklungs-, Teilhabe- oder Er-
ziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie 

§ 37 Abs. 1 
S. 2 aF 

§ 37 Abs. 1 
S. 4 aF 
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so soll mit den beteiligten Personen eine an-
dere, dem Wohl des Kindes oder des Jugend-
lichen förderliche und auf Dauer angelegte 
Lebensperspektive erarbeitet werden. 

 

Vor und während einer langfristig zu leisten-
den Hilfe außerhalb der eigenen Familie ist zu 
prüfen, ob die Annahme als Kind in Betracht 
kommt. 

Ist Hilfe außerhalb der eigenen Familie erfor-
derlich, so sind die in Satz 1 genannten Per-
sonen bei der Auswahl der Einrichtung oder 
der Pflegestelle zu beteiligen.  

 

 
 

Der Wahl und den Wünschen ist zu entspre-
chen, sofern sie nicht mit unverhältnismäßi-
gen Mehrkosten verbunden sind. Wünschen 
die in Satz 1 genannten Personen die Erbrin-
gung einer in § 78a genannten Leistung in 
einer Einrichtung, mit deren Träger keine Ver-
einbarungen nach § 78b bestehen, so soll 
der Wahl nur entsprochen werden, wenn die 
Erbringung der Leistung in dieser Einrichtung 
nach Maßgabe des Hilfeplans nach Absatz 2 
geboten ist.  

 

 

 

 

 

 
 

Die Art und Weise der Zusammenarbeit sowie 
die damit im Einzelfall verbundenen Ziele sind 
im Hilfeplan zu dokumentieren.  

 

 

 

 

Bei Hilfen nach den §§ 33, 35a Absatz 2 
Nummer 3 und § 41 zählen dazu auch der 
vereinbarte Umfang der Beratung der Pfle-
geperson sowie die Höhe der laufenden Leis-
tungen zum Unterhalt des Kindes oder Ju-
gendlichen.  

innerhalb eines im Hinblick auf die Entwick-
lung des Kindes oder Jugendlichen vertretba-
ren Zeitraums nicht erreichbar, so soll mit den 
beteiligten Personen eine andere, dem Wohl 
des Kindes oder Jugendlichen förderliche und 
auf Dauer angelegte Lebensperspektive erar-
beitet werden. In diesem Fall ist vor und wäh-
rend der Gewährung einer stationären Hilfe 
insbesondere zu prüfen, ob die Annahme als 
Kind in Betracht kommt.  

(3) Bei der Auswahl der Einrichtung oder der 
Pflegestelle zu beteiligen sind 

1. der Leistungsberechtigte nach § 27 und 
das Kind oder der Jugendliche,  

2. der Leistungsberechtigte nach § 35a und 
sein Erziehungsberechtigter oder 

3. der Leistungsberechtigte nach § 41.  

Der Wahl und den Wünschen der Leistungs-
berechtigten ist zu entsprechen, sofern sie 
nicht mit unverhältnismäßigen Mehrkosten 
verbunden sind. Wünschen die in Satz 1 ge-
nannten Personen die Erbringung einer in 
§ 78a genannten Leistung in einer Ein-
richtung, mit deren Träger keine Vereinba-
rungen nach § 78b bestehen, so soll der Wahl 
nur entsprochen werden, wenn die Erbrin-
gung der Leistung in dieser Einrichtung nach 
Maßgabe des Hilfeplans geboten ist. 

(4) Im Hilfeplan sind in Ergänzung der Inhalte 
nach § 36 Absatz 2 Satz 2 zu dokumentieren:  

1. die Perspektivklärung nach Absatz 1,  
2. im Falle des Absatzes 2 Satz 2  

a) die Feststellung einer auf Dauer ange-
legten Lebensform,  

b) das Ergebnis der Prüfung nach Ab-
satz 2 Satz 3,  

3. die Art und Weise der Zusammenarbeit 
der Pflegeperson oder der Personen, die 
in der Einrichtung für die Förderung des 
Kindes oder Jugendlichen verantwortlich 
sind, und der Eltern nach § 37a Absatz 2 
sowie die damit im Einzelfall verbundenen 
Ziele,  

4. der vereinbarte Umfang der Beratung und 
Unterstützung der Eltern nach § 37a Ab-
satz 1 und  

5. bei Vollzeitpflege nach § 33 oder § 35a 
Absatz 2 Nummer 3 der vereinbarte Um-
fang der Beratung und Unterstützung der 
Pflegeperson nach § 37 Absatz 1 sowie 
die Höhe der laufenden Leistungen zum 
Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen 
nach § 39.  

§ 36 Abs. 1 
S. 3 aF 

§ 36 Abs. 1 
S. 4-5 aF 

§ 36 Abs. 1 
S. 2 aF 

§ 37 Abs.2a 
S. 1 aF 

§ 37 Abs.2a 
S. 2 aF 
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Werden bei der Durchführung der Hilfe ande-
re Personen, Dienste oder Einrichtungen tätig, 
so sind sie oder deren Mitarbeiter an der Auf-
stellung des Hilfeplans und seiner Überprü-
fung zu beteiligen. 

[…]; sie sollen regelmäßig prüfen, ob die ge-
wählte Hilfeart weiterhin geeignet und not-
wendig ist. 

Eine Abweichung von den dort getroffenen 
Feststellungen ist nur bei einer Änderung des 
Hilfebedarfs und entsprechender Änderung 
des Hilfeplans zulässig. 

Die Pflegeperson oder die Personen, die in 
der Einrichtung für die Förderung des Kindes 
oder des Jugendlichen verantwortlich sind, 
sind an der Aufstellung des Hilfeplans zu be-
teiligen. 

(5) Die regelmäßige Überprüfung des Hilfe-
plans ist an einem im Hinblick auf die Ent-
wicklung des Kindes oder des Jugendlichen 
vertretbaren Zeitraum auszurichten. Eine Ab-
weichung von den im Hilfeplan getroffenen 
Feststellungen ist nur bei einer Änderung des 
Hilfebedarfs und bei entsprechender Ände-
rung des Hilfeplans auch bei einem Wechsel 
der örtlichen Zuständigkeit zulässig. 

Neu: § 36b Zusammenarbeit beim Zuständigkeitsübergang 

(1) Zur Sicherstellung von Kontinuität und Bedarfsgerechtigkeit der Leistungsgewährung ist der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe im Falle eines Zuständigkeitsübergangs auf andere Sozial-
leistungsträger dafür verantwortlich, dass die anderen Sozialleistungsträger rechtzeitig in die 
Hilfeplanung eingebunden werden.  

(2) Im Rahmen des Hilfeplans sollen von den zuständigen Sozialleistungsträgern Vereinbarun-
gen zur Durchführung des Zuständigkeitsübergangs getroffen werden. 

§ 37 Zusammenarbeit bei Hilfen außerhalb 
der eigenen Familie 

Die Pflegeperson hat vor der Aufnahme des 
Kindes oder Jugendlichen und während der 
Dauer des Pflegeverhältnisses Anspruch auf 
Beratung und Unterstützung; dies gilt auch in 
den Fällen, in denen für das Kind oder den 
Jugendlichen weder Hilfe zur Erziehung noch 
Eingliederungshilfe gewährt wird oder die 
Pflegeperson nicht der Erlaubnis zur Vollzeit-
pflege nach § 44 bedarf. Lebt das Kind oder 
der Jugendliche bei einer Pflegeperson au-
ßerhalb des Bereichs des zuständigen Trägers 
der öffentlichen Jugendhilfe, so sind ortsnahe 
Beratung und Unterstützung sicherzustellen. 
Der zuständige Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe hat die aufgewendeten Kosten 
einschließlich der Verwaltungskosten auch in 
den Fällen zu erstatten, in denen die Bera-
tung und Unterstützung im Wege der Amtshil-
fe geleistet wird. § 23 Absatz 4 Satz 3 gilt ent-
sprechend. 
 
 

Sofern der Inhaber der Personensorge durch 
eine Erklärung nach § 1688 Absatz 3 Satz 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Vertre-
tungsmacht der Pflegeperson soweit ein-
schränkt, dass dies eine dem Wohl des Kindes 

§ 37 Beratung und Unterstützung der Pflege-
person, örtliche Prüfung 

(1) Die Pflegeperson hat vor der Aufnahme 
des Kindes oder des Jugendlichen und wäh-
rend der Dauer des Pflegeverhältnisses An-
spruch auf Beratung und Unterstützung. Dies 
gilt auch in den Fällen, in denen für das Kind 
oder den Jugendlichen weder Hilfe zur Erzie-
hung noch Eingliederungshilfe gewährt wird, 
und in den Fällen, in denen die Pflegeperson 
nicht der Erlaubnis zur Vollzeitpflege nach 
§ 44 bedarf. Lebt das Kind oder der Jugend-
liche bei einer Pflegeperson außerhalb des 
Bereichs des zuständigen Trägers der öffentli-
chen Jugendhilfe, so sind ortsnahe Beratung 
und Unterstützung sicherzustellen. Der zustän-
dige Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat 
die aufgewendeten Kosten einschließlich der 
Verwaltungskosten auch in den Fällen zu er-
statten, in denen die Beratung und Unterstüt-
zung im Wege der Amtshilfe geleistet wird. 
Zusammenschlüsse von Pflegepersonen sol-
len beraten werden, unterstützt werden und 
gefördert werden. 

(2) Sofern der Inhaber der Personensorge 
durch eine Erklärung nach § 1688 Absatz 3 
Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Ver-
tretungsmacht der Pflegeperson so weit ein-
schränkt, dass die Einschränkung eine dem 

§ 36 Abs. 2 
S. 3 aF 

§ 36 Abs. 2 
S. 2 2. HS aF 

§ 37 Abs. 
2a S. 3 aF 

§ 37 Abs. 2 
aF 

§ 38 aF 
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oder des Jugendlichen förderliche Erziehung 
nicht mehr ermöglicht, sowie bei sonstigen 
Meinungsverschiedenheiten sollen die Betei-
ligten das Jugendamt einschalten. 
 
 

Das Jugendamt soll den Erfordernissen des 
Einzelfalls entsprechend an Ort und Stelle 
überprüfen, ob die Pflegeperson eine dem 
Wohl des Kindes oder des Jugendlichen för-
derliche Erziehung gewährleistet. Die Pflege-
person hat das Jugendamt über wichtige 
Ereignisse zu unterrichten, die das Wohl des 
Kindes oder des Jugendlichen betreffen. 

Wohl des Kindes oder des Jugendlichen för-
derliche Entwicklung nicht mehr ermöglicht, 
sollen die Beteiligten das Jugendamt ein-
schalten. Auch bei sonstigen Meinungsver-
schiedenheiten zwischen ihnen sollen die 
Beteiligten das Jugendamt einschalten.  

(3) Das Jugendamt soll den Erfordernissen des 
Einzelfalls entsprechend an Ort und Stelle 
überprüfen, ob eine dem Wohl des Kindes 
oder des Jugendlichen förderliche Entwick-
lung bei der Pflegeperson gewährleistet ist. Die 
Pflegeperson hat das Jugendamt über wichti-
ge Ereignisse zu unterrichten, die das Wohl des 
Kindes oder des Jugendlichen betreffen. 

 

 
 

Während dieser Zeit soll durch begleitende 
Beratung und Unterstützung der Familien da-
rauf hingewirkt werden, dass die Beziehung 
des Kindes oder Jugendlichen zur Herkunfts-
familie gefördert wird. 
Durch Beratung und Unterstützung sollen die 
Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfami-
lie innerhalb eines im Hinblick auf die Entwick-
lung des Kindes oder Jugendlichen vertretba-
ren Zeitraums so weit verbessert werden, dass 
sie das Kind oder den Jugendlichen wieder 
selbst erziehen kann.  
Ist eine nachhaltige Verbesserung der Erzie-
hungsbedingungen in der Herkunftsfamilie 
innerhalb dieses Zeitraums nicht erreichbar, 
so soll mit den beteiligten Personen eine an-
dere, dem Wohl des Kindes oder des Jugend-
lichen förderliche und auf Dauer angelegte 
Lebensperspektive erarbeitet werden. 

 

Bei Hilfen nach §§ 32 bis 34 und § 35a Absatz 
2 Nummer 3 und 4 soll darauf hingewirkt wer-
den, dass die Pflegeperson oder die in der 
Einrichtung für die Erziehung verantwortlichen 
Personen und die Eltern zum Wohl des Kindes 
oder des Jugendlichen zusammenarbeiten. 

Neu: § 37a Beratung und Unterstützung der 
Eltern, Zusammenarbeit bei stationären Leis-
tungen 

(1) Werden Hilfen nach den §§ 32 bis 34 und 
35a Absatz 2 Nummer 3 und 4 gewährt, ha-
ben die Eltern einen Anspruch auf Beratung 
und Unterstützung sowie Förderung der Be-
ziehung zu ihrem Kind. Durch Beratung und 
Unterstützung sollen die Entwicklungs-, Teil-
habe- oder Erziehungsbedingungen in der 
Herkunftsfamilie innerhalb eines im Hinblick 
auf die Entwicklung des Kindes oder Jugend-
lichen vertretbaren Zeitraums so weit verbes-
sert werden, dass sie das Kind oder den Ju-
gendlichen wieder selbst erziehen kann. Ist 
eine nachhaltige Verbesserung der Entwick-
lungs-, Teilhabe- oder Erziehungsbedingun-
gen in der Herkunftsfamilie innerhalb dieses 
Zeitraums nicht erreichbar, so dient die Bera-
tung und Unterstützung der Eltern der Erarbei-
tung und Sicherung einer anderen, dem Wohl 
des Kindes oder Jugendlichen förderlichen 
und auf Dauer angelegten Lebensperspekti-
ve.  

(2) Bei den in Absatz 1 Satz 1 genannten Hil-
fen soll darauf hingewirkt werden, dass die 
Pflegeperson oder die in der Einrichtung für 
die Förderung des Kindes oder Jugendlichen 
verantwortliche Person und die Eltern zum 
Wohl des Kindes oder Jugendlichen zusam-
menarbeiten. Der Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe stellt dies durch eine abgestimmte 
Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 1 
und § 37 sicher. 

  

§ 37 Abs. 3 
aF 

§ 37 Abs. 1 
S. 1 aF 

§ 37 Abs. 1 
S. 3 aF 

§ 37 Abs. 1 
S. 2 aF 

§ 37 Abs. 1 
S. 4 aF 
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Die Hilfe ist in der Regel im Inland zu erbrin-
gen; sie darf nur dann im Ausland erbracht 
werden, wenn dies nach Maßgabe der Hilfe-
planung zur Erreichung des Hilfezieles im Ein-
zelfall erforderlich ist. 

 

§ 38 Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen 

(1) Hilfen nach diesem Abschnitt sind in der 
Regel im Inland zu erbringen; sie dürfen nur 
dann im Ausland erbracht werden, wenn dem 
Bedarf des Kindes oder des Jugendlichen im 
Einzelfall nur dadurch entsprochen werden 
kann. Dies ist im Hilfeplan darzulegen.  

(2) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
soll vor der Entscheidung über die Gewäh-
rung einer Hilfe, die ganz oder teilweise im 
Ausland erbracht wird,  

1. zur Feststellung einer seelischen Störung 
mit Krankheitswert die Stellungnahme ei-
ner in § 35a Absatz 1a Satz 1 genannten 
Person einholen,  

2. sicherstellen, dass  
a) der Leistungserbringer über eine Be-

triebserlaubnis nach § 45 für eine Ein-
richtung im Inland verfügt, in der Hilfe 
zur Erziehung erbracht wird und die 
Gewähr dafür bietet, dass er die 
Rechtsvorschriften des Aufenthalts-
staates einhält und mit den Behörden 
des Aufenthaltslandes sowie den 
deutschen Vertretungen im Ausland 
zusammenarbeitet,  

b) mit der Erbringung der Hilfen nur 
Fachkräfte nach § 72 Absatz 1 betraut 
werden,  

c) die Überprüfung und Fortschreibung 
des Hilfeplans unter Beteiligung des 
Kindes oder des Jugendlichen in der 
Regel am Ort der Leistungserbringung 
erfolgt und  

d) mit dem Leistungserbringer über die 
Qualität der Maßnahme eine Verein-
barung abgeschlossen wird; dabei sind 
die fachlichen Handlungsleitlinien des 
überörtlichen Trägers anzuwenden,  

3. die Eignung der mit der Leistungserbrin-
gung zu betrauenden Einrichtung oder 
Person an Ort und Stelle überprüfen und  

4. der erlaubniserteilenden Behörde unver-
züglich Angaben zum Leistungserbringer, 
zu Beginn und Ende der Leistungserbrin-
gung im Ausland sowie zum Aufenthaltsort 
des Kindes oder des Jugendlichen melden. 

 

 

§ 27 Abs. 2 
S. 3 aF 
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§ 50 Mitwirkung in Verfahren vor den 
Familiengerichten 

[…] 

(2) Das Jugendamt unterrichtet insbesondere 
über angebotene und erbrachte Leistungen, 
bringt erzieherische und soziale Gesichtspunk-
te zur Entwicklung des Kindes oder des Ju-
gendlichen ein und weist auf weitere Mög-
lichkeiten der Hilfe hin. In Kindschaftssachen 
informiert das Jugendamt das Familienge-
richt in dem Termin nach § 155 Absatz 2 des 
Gesetzes über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit über den Stand des 
Beratungsprozesses. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(3) […] 

§ 50 Mitwirkung in Verfahren vor den 
Familiengerichten 

[…] 

(2) Das Jugendamt unterrichtet insbesondere 
über angebotene und erbrachte Leistungen, 
bringt erzieherische und soziale Gesichtspunk-
te zur Entwicklung des Kindes oder des Ju-
gendlichen ein und weist auf weitere Mög-
lichkeiten der Hilfe hin. In Verfahren nach den 
§§ 1631b, 1632 Absatz 4, §§ 1666 und 1666a 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie in Ver-
fahren, die die Abänderung, Verlängerung 
oder Aufhebung von nach diesen Vorschrif-
ten getroffenen Maßnahmen betreffen, legt 
das Jugendamt dem Familiengericht den 
Hilfeplan nach § 36 Absatz 2 Satz 2 vor. In 
anderen die Person des Kindes betreffenden 
Kindschaftssachen legt das Jugendamt den 
Hilfeplan auf Anforderung des Familienge-
richts vor. Das Jugendamt informiert das Fa-
miliengericht in dem Termin nach § 155 Ab-
satz 2 des Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit über den 
Stand des Beratungsprozesses. § 64 Absatz 2 
und § 65 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 
bleiben unberührt. 

(3) […] 

 


